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Einleitung 

Abgrenzung des Themas ; Bemerkung zur Methode 

„Vorwahl im Hinterzimmer." Unter dieser Schlagzeile veröffentlichte 
ein deutsches Nachrichtenmagazin1 vor der Bundestagswahl 1969 einen 
Ar t ike l zur Kandidatenaufstellung in den deutschen Parteien. Es kann 
hier dahingestellt bleiben, ob die sachliche Aussage des als Blickfang 
auf der Titelseite des Magazins angebrachten Schlagwortes begründet 
ist. Jedenfalls w i rd deutlich, daß die Bedeutung der Kandidatenaus-
wahl für die Wahlen zum deutschen Bundestag erkannt und diskutiert 
wird. Davon zeugen auch zahlreiche Untersuchungen, die sich mi t diesem 
Thema befaßt haben, wenn auch in der Regel mehr unter soziologischem 
und politologischem Gesichtspunkt2. 

Die Stellung des einmal aufgestellten Kandidaten selbst gegenüber 
seiner Partei ist demgegenüber seltener behandelt; ihre Darstellung 
bleibt weitgehend den Kommentaren zum Bundeswahlgesetz vorbe-
halten. 

In der französischen Literatur sind — soweit ersichtlich — die hier in-
teressierenden Fragen noch wenig behandelt3, wenn auch ihre politische 
Bedeutung erkannt ist4. Die Untersuchung und Gegenüberstellung der 
deutschen und französischen Verhältnisse ist deshalb besonders inter-
essant, wei l die verfassungsrechtliche  Ausgangslage gleich zu sein scheint. 
Sowohl im Grundgesetz wie in der französischen Verfassung findet sich 
ein Parteienartikel 5, sowohl in der französischen Verfassung wie im 
Grundgesetz ist das Verbot des imperativen Mandates ausgesprochen6»7. 

1 „Der Spiegel", Nr. 28 vom 7. Ju l i 1969, S. 32 f. 
2 Vgl. insbesondere Kaufmann-Kohl-Molt,  Kandidaturen zum Bundestag, 

1961; Kitzinger , Wahlkampf in Westdeutschland, 1960, S. 22 ff.;  Lohmar , Inner-
parteiliche Demokratie, 1963, S. 71; Loewenberg , Parlamentarismus im pol i -
tischen System der Bundesrepublik Deutschland, 1969, S. 67 ff.;  Zeuner,  Kandi -
datenaufstellung zur Bundestagswahl 1965, 1970; Varain,  Parteien und Ver-
bände, 1964, S. 148 ff.;  Kaack,  Wahlkreisgeographie und Kandidatenauslese, 
1969. 

3 Den woh l besten Überblick bietet J. P. Charnay, Le suffrage  polit ique en 
France, 1965. 

4 Vgl. z. B. Kheitmi,  Les partis politiques et le droit positif frangais, 1964, 
S. 225 ff. 

5 Ar t . 21 GG; Ar t . 4 franz. Verf. 
6 Ar t . 38 Abs. 1 Satz 2 GG; Ar t . 27 Abs. 1 franz. Verf. 
7 Es sei angemerkt, daß hier eine besonders reizvolle Verflechtung der Ver-



16 Einlei tung 

Der enge Zusammenhang zwischen der Kandidatur mi t dem Spannungs-
verhältnis8 zwischen freiem Mandat und Parteizugehörigkeit ist dabei 
nicht zu übersehen; denn der „freie" Abgeordnete ist Kandidat gewesen 
und mußte sich um sein Mandat bewerben. 

Die Regelung der Kandidatenauswahl und der Stellung der Parteien zu 
ihren Kandidaten gibt daher gleichzeitig einen Hinweis darauf,  wie vom 
Gesetzgeber das Verhältnis des freien Mandates zu der Parteizugehörig-
keit der Mandatsträger gesehen wird. An der Frage der Kandidatur läßt 
sich damit auch erkennen, welche Rolle den Parteien im Staatsleben ein-
geräumt wird. 

Das Thema bedarf  zunächst einiger Begrenzungen: 

1. Unter Deutschland w i rd für die vorliegende Untersuchung nur die 
Bundesrepublik Deutschland verstanden; auf die Rechts- und Verfas-
sungslage der DDR wi rd nicht eingegangen, da es insoweit an jeder 
Vergleichsgrundlage fehlt. 

2. Die allgemeine Formulierung des Themas könnte daran denken las-
sen, daß die Bewerber zu allen Wahlen erfaßt sein sollten, auch zu den 
Wahlen zu den Gemeinderäten, Kreistagen und Landtagen bzw. in 
Frankreich zu den Conseils municipaux und Conseils généraux. Gegen-
stand der nachfolgenden Ausführungen sind demgegenüber nur die Kan-
didaturen für die Wahlen zu den nationalen Parlamenten, d. h. für die 
Bundesrepublik die Bewerber für den Bundestag, für Frankreich die 
Kandidaten um einen Sitz als député in der Assemblée Nationale. 

Die Kandidaten für die Wahlen zum französischen Senat werden aus-
geklammert; es handelt sich hierbei zwar ebenfalls in aller Regel um 

fassungen von Deutschland und Frankreich festzustellen ist. Die beiden Län-
dern gemeinsame Tradi t ion des repräsentativen freien Mandates läßt sich für 
Deutschland woh l i n erster L in ie auf die in der französischen Revolution for-
mul ierten Repräsentationsgedanken zurückführen,  insbesondere auf Ti. I I I 
Chap. I Section I I I Ar t . 7 der französischen Verfassung vom 3./13. 9.1791, wo es 
heißt: "Les représentants nommés dans les départements, ne seront pas repré-
sentants d'un département particulier, mais de la nation entière, et i l ne pourra 
leur ètre donné aucun mandat" (so Hatschek , Das Parlamentsrecht des deut-
schen Reiches, 1915, S. 569; Immesberger,  Zur Problematik der Unabhängigkeit 
der Abgeordneten i m deutschen Bundestag, Diss. Mainz 1962, S. 15; es dart 
allerdings nicht verkannt werden, daß auch die zeitlich früher  liegende eng-
lische Ausprägung der Repräsentationsidee nicht ohne Einfluß geblieben ist, 
vgl. dazu Brandt,  Landständische Repräsentation i m deutschen Vormärz, 1968). 

Umgekehrt ist, wie ein bekannter französischer  Staatslehrer meint, der 
Parteienartikel der französischen Verfassung direkt von Ar t . 21 GG inspir iert 
(. Prélot , Insti tut ions politiques et droit constitutionnel, 3. Auf l . 1963, S. 603; 
ähnlich Gangl,  Verfassungsfragen  der fünften  Republik, 1964, S. 21, der aber 
Vorbehalte hinsichtlich der Vergleichbarkeit bezüglich der praktischen Trag-
weite beider A r t i ke l macht). 

8 BVerfGE 2/1, 72. 
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